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Ι . Problembeschreibung 

1. Beispiele 

a) Der Ausgangsfall - Unternehmenskauf 

Im Jahre 1977 wurde ein altes Problem für die Rechtswissenschaft neu entdeckt. 
Der BGH hatte folgenden Sachverhalt zu entscheiden:1 

Beispielsfall 1 - Unternehmenskauf  - : V bot Κ seine Anteile an einer GmbH & Co. KG 
zum Kauf an. Im Verlauf der Vertragsverhandlungen stellte er Κ einen „konsolidierten Sta-
tus" zur Verfügung, der für die KG einen Gewinn von ca. 10 000 DM auswies. Κ kaufte 
daraufhin die Anteile zu einem Preis von etwa 1,1 Millionen DM. Später stellte sich her-
aus, daß der Status durch die Angestellten des V in wesentlichen Punkten unter Verstoß 
gegen die Regeln einer ordnungsgemäßen Bilanzierung erstellt worden war und nicht den 
Tatsachen entsprach. Richtigerweise wäre ein Verlust von etwa 470 000 DM auszuweisen 
gewesen. Κ konnte das Unternehmen nur durch Einsatz von beträchtlichen Summen vor 
dem Zusammenbruch bewahren. Hätte er den wirtschaftlichen Zustand der KG vorher ge-
kannt, so hätte er das Geschäft nicht abgeschlossen. Κ verlangte Schadensersatz. 

V hatte für die fehlerhaft  arbeitenden Angestellten èinzustehen. Eine arglistige 
Täuschung wurde zwar nicht als erwiesen angesehen. Jedoch bestand ein Anspruch 
aus culpa in contrahendo. Die Frage war, worin der Κ zu ersetzende Schaden be-
stand. Eine Rückabwicklung des Geschäfts lehnte Κ ab. Er hatte das erworbene 
Unternehmen bereits seinem Unternehmensverband eingegliedert, so daß eine Her-
auslösung „nur noch unter sehr erschwerten Bedingungen"2 möglich war. Der 
BGH akzeptierte dies und führte aus:3 

„In einem solchen Fall muß der am Vertrag festhaltende Käufer, soll der Schaden über-
haupt sinnvoll erfaßbar  sein, so behandelt werden, als wäre es ihm bei Kenntnis der wah-
ren Sachlage gelungen, den Kaufvertrag zu einem günstigeren Kaufpreis abzuschließen 
. . . , ohne daß es auf den - hypothetischen und ohnehin kaum zu führenden - Nachweis 
ankommt, ob auch der Verkäufer  sich damals mit einem Vertragsschluß unter diesen Be-
dingungen einverstanden erklärt hätte. Schaden ist also hier der Betrag, um den die Kläge-
rin im enttäuschten Vertrauen auf die Richtigkeit der Bilanzangaben des Beklagten dessen 
Anteile an der KG überhöht gekauft hat." 

Zur summenmäßigen Bestimmung des Betrags führte der BGH aus, er sei durch 
Schätzung nach § 287 ZPO zu ermitteln. Dabei sei davon auszugehen, daß Κ unter 

ι BGHZ 69,53. 
2 BGHZ 69,53 (57). 
3 BGHZ 69,53 (58). 
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Berücksichtigung des ihm vorgelegten Status 1,1 Millionen DM für angemessen 
hielt, und daran anknüpfend festzustellen, welcher Kaufpreis bei der tatsächlichen 
wirtschaftlichen Lage des Unternehmens „angemessen wäre"4. Dies hatte das Be-
rufungsgericht  nachzuholen. 

Fälle dieser Art häuften sich in der höchstrichterlichen Rechtsprechung bis zum 
Beginn der neunziger Jahre, wonach eine gewisse Beruhigung eintrat. Es seien ei-
nige besonders markante und typische Entscheidungen herausgegriffen. 

b) Flugzeugfall 

Heftige Diskussionen löste der folgende Fall aus:5 

Beispielsfall 2 - Flugzeug  Κ kaufte von V ein fabrikneues zweimotoriges Flugzeug. 
Bei den Vertragsverhandlungen war „in Aussicht genommen" worden, daß Κ als Kaufpreis 
denjenigen Preis bezahlen sollte, den V seinem Vorlieferanten,  einem Großhändler, zu zah-
len haben würde. Als Gewinn des V bei diesem Geschäft waren gewisse Vergünstigungen 
beim Kauf von Wohnungen, anscheinend ein zinsloses Darlehen, vorgesehen, die auch ge-
währt wurden. Κ zahlte für das Flugzeug 280 000 $, im Glauben, dies sei auch der Ein-
kaufspreis des V gewesen. Wäre ihm der tatsächliche Einkaufspreis von 238 000 $ berech-
net worden, so hätte er von dem Kauf Abstand genommen, da er bei einem solch niedrigen 
Preis mißtrauisch geworden wäre und an der Seriosität des Geschäfts gezweifelt hätte. 
Dies hinderte Κ freilich nicht daran, als er später von dem niedrigeren Großhändlerpreis 
erfuhr,  die Differenz  von 42 000 $, nach damaligem Kurs ca. 110 000 DM, als Schadenser-
satz zu verlangen. 

Das OLG Düsseldorf konnte sich nicht dazu durchringen, den Vertrag dahinge-
hend auszulegen, es sei von vornherein als Kauf]preis der Einkaufspreis des V ver-
einbart worden. Eine arglistige Täuschung durch V wurde nicht als erwiesen ange-
sehen. 

Jedoch, so führte der BGH aus, bestehe ein Anspruch aus culpa in contrahendo. 
V sei gemäß § 242 BGB verpflichtet gewesen, darauf aufmerksam zu machen, daß 
er gedenke, von der avisierten Preisberechnung abzuweichen. Gegen diese Pflicht 
habe er durch sein Schweigen verstoßen. 

Unter Verweis auf die oben referierte  Entscheidung (Beispielsfall 1 - Unterneh-
menskauf  - ) legte der BGH weiter dar, es sei belanglos, ob Κ das Geschäft bei 
Kenntnis der Umstände abgeschlossen hätte. Ohne nähere Begründung über die 
Herleitung der Summe wurden Κ die 110 000 DM als Schadensersatz zugespro-
chen. Auf den tatsächlichen Wert des Flugzeugs oder die Wertvorstellungen der 
Vertragspartner komme es nicht an. 

4 BGHZ 69,53 (59). 
5 BGH NJW 1981,2050. 
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In einem weiteren Fall ging es um einen Hauskauf.6 

Beispielsfall 3 - Klärwerk  - : Κ kaufte fur 300 000 DM von Vein Hausgrundstück. In dem 
Vertrag wurde eine Gewährleistung des V „wegen ... etwaiger Mängel des Grundstücks 
sowie der Beschaffenheit  des Baugrundes" ausgeschlossen. In der Nähe des Grundstücks 
befand sich ein Klärwerk. Dies war Κ zwar bekannt. Er fühlte sich trotzdem durch angeb-
lich mehrmals in der Woche auftretenden Gestank von V getäuscht, da dieser erklärt hatte, 
es stinke „zwei- bis dreimal im Jahr". Bei Kenntnis dieses Umstandes hätte er das Grund-
stück nicht zu diesem Preis gekauft. 

Hier war zunächst zu berücksichtigen, daß es sich um einen Fehler gemäß § 459 
Abs. 1 BGB handeln konnte. Gewährleistungsansprüche waren aber abbedungen 
worden. Trotz dieses Ausschlusses wären bei Vorliegen eines Fehlers nach ständi-
ger Rechtsprechung aufgrund der Sperrwirkung des Gewährleistungsrechts An-
sprüche aus culpa in contrahendo nicht in Betracht gekommen. 

Der BGH ließ dies jedoch dahingestellt sein. Möglicherweise hatte V arglistig 
gehandelt. Dies bedeutete, daß im Falle des Vorliegens eines Fehlers nach § 459 
Abs. 1 BGB der Haftungsausschluß gemäß § 476 BGB keine Wirkung entfaltet 
hätte und ein Anspruch entstanden wäre. Falls kein Fehler vorlag, würde aber die 
Haftung aus culpa in contrahendo eingreifen, da diese im Falle von Arglist nicht 
mehr ausgeschlossen wäre. Da der Umfang der Haftung nach § 459 Abs. 1 BGB 
und nach culpa in contrahendo gleich sei, komme es auch insoweit nicht darauf an, 
ob ein Fehler vorliege.7 Der Fall wurde zurückverwiesen, um den Umfang der Ge-
ruchsbelästigung und die Frage der Arglist zu klären. 

d) Einfuhrsteuerfall 

Viel diskutiert wurde auch der folgende Fall.8 

Beispielsfall 4 - Einfuhrsteuer  V beabsichtigte, eine Motoryacht zu verkaufen. Er be-
auftragte den Yachtmakler M, den Verkauf der in den Niederlanden befindlichen Yacht in 
die Wege zu leiten. M verhandelte mit Κ und versicherte ihm dabei, bei der Einfuhr in die 
Bundesrepublik fielen keinerlei Steuern oder Zoll an. Das Schiff  wurde für 87 000 hfl ver-
kauft. Κ mußte bei der Einfuhr der Yacht zu seiner Überraschung etwa 11 000 DM Ein-
fuhrumsatzsteuer  entrichten. Diesen Betrag verlangte er von V zurück. 

Eine selbständige Garantieübernahme über die Steuerfreiheit  wurde nicht als ge-
geben angesehen, auch Aiglist lag nicht vor. Die Frage war dann, ob in den Erklä-
rungen des M die Zusicherung einer Eigenschaft nach §§ 459 Abs. 2, 463 S. 1 

6 BGH NJW-RR 1988, 10. 
7 Der Leitsatz der NJW-Redaktion gibt den Inhalt der Entscheidung hier nicht richtig 

wieder. 
8 BGHZ 111,75. 


